Pressespiegel
„Druck aufgebaut ...“ oder „Sie wurden erpresst ...“
"Wir kamen uns wieder einmal vor wie die Bettler", sagt Sonja Djurovic, eine der Vertreterinnen der Heimkinder. Also blieben sie draußen vor der Tür, und erst als Antje Vollmer, die Moderatorin des "Runden Tisches Heimerziehung", ihnen ins Gewissen redete, sie dürften doch nicht am vorletzten Tag der Beratungen alles kaputt machen, da setzten sie sich doch zu den anderen, zu den Vertretern des Bundes, der Länder, der Kirchen und der Wissenschaft. "Mit sehr gemischten Gefühlen", wie Sonja Djurovic sagt, "aber es ist besser, ein bisschen zu erreichen, als gar nichts zu erreichen".

www.sueddeutsche.de/politik/nach-zwei-jahren-verhandlungen-heimkinder-koennen-auf-entschaedigung-hoffen-1.1034971
Ist das ein verwunderliches Ergebnis? Nein, höre ich nach Sitzungsschluss, es wurde unglaublicher Druck auf die drei ehemaligen Heimkinder Sonja Djurovic, Eleonore Fleth, Dr. Hans-Siegfried Wiegand und deren ständige Vertreter Stefan Beuerle, Jürgen Beverförden, Rolf Breitfeld ausgeübt. Und der drang hinaus bis zu den Wartenden vor der Sicherheitstür: Erst sorgte die Vorsitzende dafür, dass von den sich Sträubenden zumindest die festen Mitglieder den Saal betraten, später Marlene Rupprecht, Mitglied des Petitionsausschusses und des Deutschen Bundestages, die bewegt und gestikulierend auf die vor der Saaltür sich beratende Gruppe der Ehemaligen Heimkinder einwirkte.
http://hpd.de/node/10864
"Eigentlich müsste die Summe viel höher sein", sagte Sonja Djurovic, Teilnehmerin des Runden Tisches, gegenüber WDR 5. Ursprünglich wollten sie und die beiden anderen ehemaligen Heimkinder den Runden Tisch aus Protest verlassen und damit platzen lassen. "Dann wäre aber das Geld weg gewesen, das hätte keinem der Betroffenen genutzt." Die ehemaligen Heimkinder hätten zugestimmt - unter der Bedingung, dass der Fonds nach oben offen bleibt, falls er eines Tages ausgeschöpft sein sollte.
http:// www.wdr.de/themen/panorama/26/heimkinder_entschaedigung_2/101211.jhtml?stdComments=1#stdComments

http://www.wdr5.de/sendungen/morgenecho/s/d/11.12.2010-06.05/b/ringen-um-entschaedigung-der-runde-tisch-heimerziehung.html
Jürgen Beverförden, der Stellvertreter eines Heimkinder-Vertreters am Runden Tisch war, sagte, es sei Druck auf sie ausgeübt worden. "Es gab die Drohung, dass wir gar nichts kriegen, wenn wir dem Abschlussbericht nicht zustimmen", sagte er.
http://www.ksta.de/html/artikel/1292251097758.shtml
Weitere Berichte im Blog der „Freien Arbeitsgruppe JHH 2006“:
http://gewalt-im-jhh.over-blog.de/article-bruchlandung-des-runden-tisches-heimerziehung-aktuell-62743726.html
Pressespiegel „Verein ehemaliger Heimkinder“ (VeH)

http://www.veh-ev.info//pages/abschlussbericht-rth.php
Weiter Presseberichte nachfolgend:
"Billige Abspeisung"
Verein ehemaliger Heimkinder kündigt Klage an

Monika Tschapek-Güntner im Gespräch mit Nana Brink

Der Verein ehemaliger Heimkinder will gegen die Ergebnisse des Runden Tisches Heimerziehung klagen. Die Vereinsvorsitzende Monika Tschapek-Güntner nannte die vorgeschlagene Höhe der Entschädigungen für die Opfer von Missbrauch eine "Demütigung".
Brink: Nun sitzen am Runden Tisch ja auch Betroffene, drei Betroffene waren am Tisch, und die haben dem ja zugestimmt.
Tschapek-Güntner: Das ist richtig, das ist uns auch von den Betroffenen rübergebracht worden. Es ist ganz klar dort zur Nötigung der drei Betroffenen auch gekommen ... 
Brink: Woher wissen Sie das?
Tschapek-Güntner: Das haben die uns mitgeteilt. Da ist ein derartiger Druck aufgebaut worden und immer wieder gesagt worden, wenn ihr jetzt hier rausgeht und dem nicht zustimmt, dann bekommen alle anderen draußen überhaupt nichts, das können wir Ihnen jetzt garantieren! Und man ist dann auf die Forderung eingegangen, weil der Druck zu hoch gewesen ist.
Brink: Aber die Stiftung ist ja nach oben offen, das heißt, es wird garantiert, dass jeder, der einen Anspruch stellt, auch entschädigt wird. Was Sie kritisieren, ist die Höhe?
Tschapek-Güntner: Was ich kritisiere, ist die Höhe. Dass ein Fonds nach oben hin offen ist, das versteht sich, falls da tatsächlich Nachmeldungen kommen, weil nicht jeder heute von unseren Betroffenen mit Fernsehen oder Internet ausgerüstet ist. Da gibt es wirklich derartige Armutsgrenzen und die kriegen diese Informationen nicht mit, die können sich nicht mal eine Zeitung kaufen!
Brink: Was wäre für Sie dann das richtige Entschädigungsmodell gewesen?
Tschapek-Güntner: Wir haben vergleichbar eine niedrigere Forderung angesetzt gehabt, wenn man nur mal nach Irland herüberguckt, wo mit 76.000 pro Kopf entschädigt wurde. Und haben hier für jeden Betroffenen eine entweder Einmalzahlung von 50.000 oder eben eine zusätzliche monatliche Rente von 300 Euro gefordert. Und genau das werden wir auch versuchen, weiterhin durchzusetzen.
http://www.dradio.de/dkultur/sendungen/interview/1340617/

Ton: http://www.dradio.de/aodflash/player.php?station=3&broadcast=348714&datum=20101213&playtime=1292219434&fileid=8a884e4f&sendung=348714&beitrag=1340617&/
Ich habe den Mann, der alle paar Wochen anruft,

weil er reden muss, noch nie getroffen. Aber in langen Gesprächen

habe ich erfahren, dass er wohl älter als 50, etwa 1,90 Meter groß

und »ein Mann wie ein Baum« sein muss. Umso erschütternder ist, dass

er regelmäßig nach einigen Minuten hemmungslos zu weinen beginnt und

seine Worte im Schluchzen untergehen. 

Es ist

gut, das der »Runde Tisch Heimerziehung«, der gestern in Berlin nach

annähernd zweijähriger Arbeit seinen Abschlussbericht vorgelegt hat,

die Schuld der damals Handelnden und Verantwortlichen klar beim Namen

nennt. Alles andere wäre aber auch gar nicht vorstellbar gewesen. Es

ist jedoch unzureichend, dass der Runde Tisch dem Bundestag nur einen

Entschädigungsfonds von 120 Millionen Euro vorgeschlagen hat - rein

rechnerisch 150 Euro für jedes der 800 000 früheren Heimkinder.

Zigtausende jugendlicher »Zöglinge« mussten für Hella und andere

Firmen arbeiten, ohne dass für sie Geld in die Rentenkasse gezahlt

wurde. Andere wurden vergewaltigt, illegal mit Psychopharmaka

ruhiggestellt oder seelisch gequält. Wenn Kirche und Staat jetzt ihre

Schuld zugeben, muss sich diese Verantwortung auch in angemessenen

Entschädigungszahlungen ausdrücken - auch wenn kein noch so hoher

Betrag das Geschehene wiedergutmachen kann. Denn viele frühere

Heimkinder haben später nie Tritt gefasst. So hat der Mann, der mich

immer wieder anruft, nach eigenen Angaben gerade die 153.

Arbeitsstelle. Nie habe er sich länger als ein paar Wochen halten

können, weil seine Gedanken immer wieder um seine Vergewaltigung

kreisten, sagt er. Auch wenn das Geld knapp ist: Kirche und Staat

sollten die letzten Lebensjahre dieser Menschen schnell und großzügig

absichern. Sonst fühlen sich die früheren Heimkinder zu Recht über

den runden Tisch gezogen.

http://www.mastertraders.de/newsticker/westfalen-blatt-das-westfalen-blatt-bielefeld-zur-entschaedigung-fuer-fruehere-heimkinder/182466/
Entschädigung der Heimkinder

Zum zweiten Mal gedemütigt

Von Claus Heinrich, SWR, ARD-Hauptstadtstudio

Der Spatz in der Hand ist besser als die Taube auf dem Dach – so kommentierte einer der Opfervertreter die Ergebnisse des Runden Tischs Heimerziehung desillusioniert. Gerade mal 120 Millionen Euro wollen Bund, Länder und Kirchen zusammenkratzen, um die noch lebenden Opfer postfaschistischer Erziehungsmethoden in den Heimen der jungen Bundesrepublik zu entschädigen.

120 Millionen Euro - das ist in der Summe nicht wenig, aber bedeutet für den Einzelnen im Schnitt auch nur ein paar tausend Euro. Und das für oft jahrelange Qualen, sexuellen Missbrauch und Zwang zur Arbeit, den man aber um Gottes Willen nicht Zwangsarbeit nennen soll. Angeblich um keine unziemlichen Vergleiche mit den Zwangsarbeitern während der Nazizeit zu ziehen. In Wahrheit aber, um den Rechtsstaat Bundesrepublik nicht in Verruf zu bringen.

Es gab kein Rechtsbewusstsein

All das, was die rund 800.000 angeblich schwer erziehbaren Kinder und Jugendlichen bis in die 70er Jahre hinein an Demütigungen, Schlägen und Schlimmerem in den Heimen von Staat und Kirche erleiden mussten, das war vor allem deshalb kein verfolgtes Unrecht, weil es kein entsprechendes Rechtsbewusstsein gab. Die hinterbliebenen und - wie man damals sagte: verwahrlosten - Nachkriegskinder waren eben nur eine Last für die aufstrebende Wirtschaftswundergesellschaft.
Man fand nichts dabei, sie das auch spüren zu lassen. Verwahrlost waren also nicht die Kinder, sondern die Moral der verantwortlichen Erzieher, Heimleiter, Bürokraten in Staat und Klerus. Die Bundesrepublik war lange Zeit ein mangelhafter und unreifer Rechtsstaat, dem es an Demokraten mangelte. So sagte es heute die Vorsitzende des Runden Tisches, die ehemalige Grünen-Politikerin Antje Volmer wohl zu Recht.

Deutsche Justiz und Täter werden geschont

Das Bedürfnis der Opfer nach Anerkennung des begangenen Unrechts und nach ein wenig Geld für eine schwierige Kindheit sind heute mit einem dicken Schlussstrich bezahlt worden. Denn es soll keine nachträgliche rechtliche Einzelfallprüfung geben, angeblich um die Opfer nicht weiter zu traumatisieren - aber wohl eher um die deutsche Justiz und die Täter und Täterinstitutionen zu schonen.

Manche Opfer fühlen sich durch den Druck am Runden Tisch ein zweites Mal gedemütigt und erpresst. Die ohnehin wenigen Vertreter der Opfer sahen sich einer Übermacht professioneller Vertreter der Täterinstitutionen gegenüber. Sie wollten nicht mit leeren Händen aus den ungleichen Verhandlungen kommen. Deshalb haben sie dem unbefriedigenden Ergebnis zugestimmt.

Das ist verständlich. Denn wie gesagt: Der Spatz in der Hand ist besser als die Taube auf dem Dach. Aber ein gutes Omen für vergleichbare Verfahren, etwa für den Runden Tisch zum Thema sexuellen Missbrauch, ist das nicht.

http://www.tagesschau.de/kommentar/heimkinder106.html
13.12.10 Opfer drohen mit Klage
Für die Entschädigung für Heimkinder, die in den Jahren 1949 bis 1975 misshandelt wurden, soll ein Entschädigungsfonds über 120 Millionen Euro ins Leben gerufen werden. Doch viele Betroffene protestieren dagegen und drohen mit einer Klage.

Die nicht an den Verhandlungen beteiligte Vorsitzende des Vereins ehemaliger Heimkinder, Monika Tschapek-Güntner, kündigte an, Klage einzureichen, um eine lebenslange Rente zu erhalten. "Ich gehe bis zum Europäischen Gerichtshof", sagte sie. Auch andere ehemalige Heimkinder zeigten sich unzufrieden und wollen klagen. Jürgen Beverförden, der Stellvertreter eines Heimkinder-Vertreters am Runden Tisch war, sagte, es sei Druck auf sie ausgeübt worden. "Es gab die Drohung, dass wir gar nichts kriegen, wenn wir dem Abschlussbericht nicht zustimmen", sagte er. Vollmer wies unterdessen die Kritik des Vereins ehemaliger Heimkinder zurück. 

http://www.ksta.de/html/artikel/1292251097758.shtml
Vollmer wies die Vorwürfe zurück: Im RBB-Inforadio sagte sie, der Verein ehemaliger Heimkinder habe keineswegs das Mandat, für alle Opfer zu sprechen. ''Soweit ich weiß, hat er wenige Mitglieder und ist in sich vielfach gespalten.''

http://www.swr.de/nachrichten/-/id=396/nid=396/did=7294270/55uwhh/index.html
Erich Walter 13.12.2010 Unrecht mit System
Der »Runde Tisch Heimerziehung«, der von der ehemaligen Bundestagsvizepräsidentin Antje Vollmer (Grüne) geleitet wird, hat nun einen Abschlussbericht vorgelegt, der auf harsche Kritik bei den Betroffenen stößt. Streitpunkt sind vor allem die Entschädigungen für die ehemaligen Heimkinder. Bund, Länder und Heimträger sollen demnach 120 Millionen Euro in eine Bundesstiftung einzahlen. Die soll für Therapien und entgangene Rentenbeiträge aufkommen. Heimträger wie die Caritas verdienten an den Heiminsassen, die nach Angaben des Runden Tischen auch an Gewerbetreibende, Handwerker und Bauern regelrecht vermietet wurden. Dafür entrichtete die katholische Organisation aber keine Rentenbeiträge. Dies wirft die Frage auf, inwieweit die Bundesrepublik durch ihr Heimregime gegen das ILO-Übereinkommen zur Zwangsarbeit verstoßen hat, das sie 1956 ratifizierte. Demnach ist »Zwangs- oder Pflichtarbeit jede Art von Arbeit oder Dienstleistung, die von einer Person unter Androhung irgendeiner Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur Verfügung gestellt hat.«

Den Begriff möchte Vollmer aber lieber nicht hören. Der »in Deutschland historisch besetzte Begriff der Zwangsarbeit kann nicht verwendet werden – auch wenn Kinder und Jugendliche zur Arbeit gezwungen wurden und auch wenn sie dies als Zwangsarbeit empfunden haben«, heißt es in einem der Berichte des Runden Tisches. Und so appelliert die ehemalige Pastorin an den historischen Anstand der Opfer, sich beim Verursacher ihres trüben Schicksals doch einer diskreteren Sprache zu befleißigen. Der Runde Tisch hatte die Klarsicht zu erkennen, dass die Sprache der Opfer, die von Menschrechtsverletzungen, Folterungen und Zwangsarbeit sprechen, nicht die seine sein kann. In der Sprache des Runden Tisches klingt das schon alles nicht mehr so erschreckend. Dort ist von missbräuchlichen Erziehungsmethoden die Rede.

Dagegen hat der Berliner Erziehungswissenschaftler Manfred Kappeler ein ganz konkretes Bild von dem Konzept der Zwangsarbeit, das in den Heimen verfolgt wurde. »Der allergrößte Teil des innerbetrieblichen Wirtschaftens ist durch Kinderarbeit abgedeckt worden.« In den Jahrzehnten des Bestehens der geschlossenen Heime müssen so Beträge zusammenkommen, »die in die Milliarden gehen.« Für die Vorsitzende des Vereins der ehemaligen Heimkinder, Monika Tschapek-Güntner, war der Arbeitszwang für die Insassen eine der zentralen Säulen des Regimes: »Sonst hätte das System Heim nicht funktioniert.« Auch wenn heute vor allem die Grausamkeiten des kirchlichen Heimpersonals am Pranger stehen, sollte doch nicht vergessen werden, dass es der Staat war, der die Kinder in die Heime brachte und der durch deren miserable Finanzierung den massenhaften Einsatz von Zwangsarbeit förderte. Die Kirche assistierte dem autoritären Erziehungsmodell der Adenauerrepublik. Schläge, Demütigungen und Zwangsarbeit waren die Fortsetzung dieser Politik mit christlichen Mitteln. Diese Komplizenschaft zwischen Staat, Kirche und den von ihnen gelenkten Wohlfahrtsorganisation setzt sich nun am Runden Tisch fort.

Deswegen ist es nicht überraschend, dass die Forderungen des Heimkindervereins abgelehnt wurden. Hier geht es nicht nur um die geforderten 300 Euro pro Monat, die den Vertretern von Staat und Kirche schon zu viel sind. Es geht um die Staatsräson. Würden alle Heimkinder – unabhängig von ihrer Bedürftigkeit oder Traumatisierung – gesetzlich entschädigt werden, würde der Staat das Unrecht, dass er mit dem Heimregime schuf, anerkennen. Dieses Unrecht ist nicht die Summe von bedauerlichen Entgleisungen oder Exzessen Einzelner, sondern hatte System.

http://www.neues-deutschland.de/artikel/186293.unrecht-mit-system.html
Ehemalige Heimkinder: Offener Brief an Antje Vollmer (Runder Tisch)

Verfasst von Heinz-Peter Tjaden 12. Dezember 2010

Sehr geehrte Frau Vollmer,

dann sterben sie uns weg - ist das nun das Motto? Da beschäftigt sich der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages zwei Jahre lang mit dem Schicksal ehemaliger Heimkinder in den 1950er-, 1960er- und 1970-er Jahren, dann wird ein Runder Tisch eingerichtet, Sie übernehmen den Vorsitz.

Sofort haben Sie mir einen Brief geschrieben, baten mich um Mithilfe und um Informationen. Habe ich getan. Ich lieferte Ihnen Berichte. Die Mitglieder des Runden Tisches bereisten die "schlimmsten Heime", Städte und Organisationen richteten Hotlines und Internet-Seiten ein, sogar wissenschaftliche Untersuchungen wurden in Auftrag gegeben, so manche Einrichtung ging in Sack und Asche.

Und nun? Eingerichtet werden soll ein Entschädigungsfonds in Höhe von 120 Millionen Euro. Die Kosten teilen sich der Bund, die Länder und die Kirchen. Geld bekommen die Opfer aber nur nach einer Einzelfallprüfung.

Dafür sind insgesamt vier Jahre nötig gewesen? Das hätte man doch in einem Monat schaffen können! Dennoch zeigen Sie sich zufrieden und sagen laut dpa: "Ein einstimmiges Ergebnis ist immer gut."

Immer? In diesem Fall doch wohl nicht. Viele Opfer der Heimerziehung in schlimmen Zeiten sind bereits so alt, dass ihnen sicherlich die Kraft für bürokratische Auseinandersetzungen fehlt. Die schauen deswegen in die Röhre? Oder sollen solche Opfer jetzt Anwälte beschäftigen, die das kassieren, was eigentlich ehemaligen Heimkindern zusteht?

Und am Ende steht immer die Verhöhnung von Menschen, denen man schon als Kind keine Chance gelassen hat? Ist das jetzt auch "grüne Politik"?

Wenn ich gewusst hätte, dass solch ein Ergebnis als "gutes Ergebnis" verkauft wird, hätte ich keine einzige Zeile an Sie geschrieben. Bei so was hätte ich nie mitgewirkt. Wieder wird es den Tätern leicht und den Opfern schwer gemacht.

Was für eine Schande! 

http://pressemitteilung.ws/node/250247
13.12.2010 Opfer: Heimkinder-Entschädigung reicht nicht aus
Berlin (DPA) Der vom Runden Tisch Heimerziehung vorgeschlagene Entschädigungsfonds mit 120 Millionen Euro reicht den Opferverbänden bei weitem nicht aus. Nach Vorlage des Abschlussberichtes durch die frühere Bundestags-Vizepräsentin Antje Vollmer (Grüne) kündigten Opfervertreter sowie deren Anwälte am Montag in Berlin weitere Proteste und Klagen an. ...

Der Abschlussbericht war am Freitag einstimmig, also auch mit den Stimmen der Opfervertreter verabschiedet worden. Bei der Präsentation des Berichtes am Montag erhob der Verein ehemaliger Heimkinder dagegen schwere Vorwürfe. Die Zustimmung der Opfervertreter zum gemeinsamen Abschlussbericht sei „erzwungen und erpresst“ worden, sagte Sprecher Klaus Dickneite. Die Opfervertreter seien vor die Wahl gestellt worden, entweder gebe es die in Aussicht gestellte Minimalentschädigung oder gar nichts. Die einzelnen Opfer könnten jetzt allenfalls mit Entschädigungen zwischen 2000 und 4000 Euro rechnen.

http://www.moz.de/nachrichten/welt/artikel-ansicht/dg/0/1/271394/
http://wap.stern.de/op/stern/de/ct/-X/detail/politik/Abschlussbericht-Heimerziehung-Zwangsarbeit-Namen-Christi/1633906/
http://www.rosenheim24.de/nachrichten/politik/aerger-entschaedigung-fuerheimkinder-1045950.html
»Wir haben nicht alles, aber wir haben vieles erreicht«, sagt Hans-Siegfried Wiegand, Vertreter der Betroffenen am Runden Tisch. Die Forderung nach einer Opferrente von 300 Euro für alle ehemaligen Heimkinder bzw. eine Einmalzahlung von 54 000 Euro sei zurückgewiesen worden. Doch als der Runde Tisch kurz vor Schluss zu scheitern drohte, konnten er und seine Mitstreiter immerhin aushandeln, dass der Fonds »nach oben offen« sein werde und alle Antragsteller berücksichtigt würden.

Sein Vertreter am Runden Tisch, Jürgen Beverförden, spricht bei der Pressekonferenz des Vereins ehemaliger Heimkinder, die von der SPD-Politikerin Ingrid Matthäus-Maier moderiert wird. Auch Beverförden betont die erreichten Erfolge, etwa dass sexuell missbrauchte Heimkinder »die gleiche Entschädigung wie die Bürgersöhne in Internaten« bekommen sollen.

Klaus Dickneite, Vertreter ehemaliger Heimkinder mit Behinderung, bezeichnet das Ergebnis dagegen als »erzwungen und erpresst«. Monika Tschapek-Güntner, Vorsitzende des Vereins ehemaliger Heimkinder, nennt die Summe von 120 Millionen »beschämend für diese Bundesrepublik«. 

http://leviathan0712.posterous.com/heimerziehung-sehr-viele-orte-des-bosen-neues
http://www.neues-deutschland.de/artikel/186434.heimerziehung-sehr-viele-orte-des-boesen.html
"Wir haben nicht alles, aber wir haben viel erreicht", fasst Hans-Siegfried Wiegand zusammen. Wiegand saß als ehemaliges Heimkind mit am Runden Tisch. Er betont, dass der Spatz in der Hand besser sei als die Taube auf dem Dach. Der Spatz, das ist der ausgehandelte Fonds, der auf Drängen der Heimkinder hin keine festgelegte Obergrenze hat. Sollten die 120 Millionen Euro nicht ausreichen, haben die Ex-Heimkinder das Recht, mehr einzufordern.

Auf die Taube hatten bis zuletzt Menschen wie Hannelore Abraham gehofft. Die 65-Jährige, die als Achtjährige in ein Heim kam, nennt die Ergebnisse des Runden Tisches "eine Farce": "Wir müssen jetzt das Unrecht nachweisen, obwohl wir die Opfer sind." Abraham ist Mitglied des Vereins ehemaliger Heimkinder. Die nicht an den Verhandlungen beteiligte Vorsitzende des Vereins, Monika Tschapek-Güntner, kündigte an, Klage einzureichen, um eine lebenslange Rente zu erhalten. "Ich gehe bis zum Europäischen Gerichtshof", sagte sie. Auch andere ehemalige Heimkinder kündigten Klagen an.

Früher war Hans-Siegfried Wiegand Vorsitzender des Vereins. Inzwischen ist er es nicht mehr, und die Heimkinder sind untereinander zutiefst zerstritten. Der Verein fordert eine Pauschalentschädigung für die Heimkinder, von 25 Milliarden Euro war zwischendurch die Rede.

http://www.welt.de/print/die_welt/politik/article11614664/120-Millionen-Euro-fuer-ehemalige-Heimkinder.html
Heimkinder sollen nicht wieder in Heimen leben müssen

Aus ersterem sollen jene entschädigt werden, die in den Heimen zu Arbeit gezwungen wurden, für die der Arbeitgeber aber keine Sozialabgaben machte. Ihnen sollen die verloren gegangenen Rentenjahre in Form von einer Einmalzahlung anerkannt werden. Aus dem zweiten Unterfonds sollen Therapiekosten, aber auch andere Hilfen finanziert werden, etwa ein Mietzuschuss, wenn ein ehemaliges Heimkind auf keinen Fall im Alter noch einmal in einem Heim leben möchte. 

„Wir haben nicht alles, aber wir haben viel erreicht“, fasst Hans-Siegfried Wiegand die gefundene Lösung zusammen. Wigand saß als ehemaliges Heimtisch mit am Runden Tisch. Wiegand betont, dass der Spatz in der Hand besser sei als die Taube auf dem Dach. Der Spatz, das ist der ausgehandelte Fonds, der auf Drängen der Heimkinder hin ausdrücklich keine festgelegte Obergrenze hat. Sollten die 120 Millionen Euro nicht ausreichen, haben die Ex-Heimkinder das Recht, mehr einzufordern. 

In den elf westdeutschen Bundesländern sollen nun regionale Anlaufstellen eingerichtet werden, bei denen sich Opfer melden und einen Antrag auf Entschädigung stellen können. Man werde die Beweispflicht für das erlittene Unrecht „gering“ halten, sagt Vollmer. Deshalb habe man sich auch dafür entschieden, die Entschädigung an den individuellen Spätfolgen der Betroffenen festzumachen.

Noch ist der Fonds allerdings nicht finanziert. Vor allem einige der Bundesländer hatten sich vorab eher zögerlich gezeigt, ihren Anteil beizutragen. Antje Vollmer hofft jetzt auf „den Druck der Öffentlichkeit“, dass der Fonds „zeitnah“ eingerichtet werden kann. 

http://www.welt.de/politik/deutschland/article11606292/Ex-Heimkinder-sollen-120-Millionen-erhalten.html?wtmc=plista
14. Dezember 2010 Die Enttäuschung der Heimkinder
Experten rechnen mit rund 30.000 Betroffenen, die den Fonds in Anspruch nehmen könnten. "Es sind viel mehr", sagt Otto Behnck. Der 59-Jährige war Anfang der 70er Jahre in dem Glückstädter Heim, wurde dort misshandelt, brachte allein drei Wochen im so genannten "Bunker" in völliger Isolation zu. Seit Jahren kämpft er gemeinsam mit anderen Betroffenen um die Rehabilitierung der ehemaligen Heimkinder. Den Fonds sieht er kritisch. "Die Summe von 120 Millionen Euro klingt gewaltig - aber selbst wenn sich nur 30.000 Betroffene melden, reicht das für jeden nur für einen Kleinstbetrag, mit dem niemandem geholfen ist. Viele von uns leben im Elend." Eine monatliche Rente von 300 Euro sei sinnvoller. "Die Schäden durch die Misshandlungen kann ohnehin niemand mit Geld wiedergutmachen", sagt Behnck.

"Wir brauchen eine große öffentliche Debatte"

Der Fonds soll von Bund, Ländern und Kirchen jeweils zu einem Drittel finanziert werden. Die Kirchen haben ihre Unterstützung zugesagt. "Heimkinder konnten ihre Rechte niemals selbst vertreten", sagte Antje Vollmer. Das begründe ihren Anspruch auf Rehabilitierung und finanzielle Anerkennung, obwohl das Unrecht juristisch verjährt sei.

Otto Behnck reicht das nicht. "Wir brauchen eine große öffentliche Debatte über die Menschenrechtsverletzungen, die über Jahre an uns begangen wurden." Behnck hat den Verdacht, dass es noch lange dauern könnte, bis die Entschädigungszahlungen bei den ehemaligen Heimkindern ankommen. "Bis Bundestag und Bundesrat darüber entschieden haben, vergehen Jahre. Bis dahin ist wieder die Hälfte von uns gestorben."

http://www.barmstedter-zeitung.de/nachrichten/home/top-thema/article//die-enttaeuschung-der-heimkinder.html
14.12.2010 Leise Töne und lauter Krach
Runder Tisch Heimerziehung drängt Politik zu rascher Hilfe 

Wiegand möchte das letzte Wort in der Pressekonferenz. „Sie haben das alles für uns getan. Wir danken ihnen von Herzen“, sagt er Vollmer, ähnlich leise wie sie. Ein Blumenstrauß als Zeichen. Draußen vor dem Saal der Bundespressekonferenz gibt es dann aber Flugblätter der „Gegenpressekonferenz“. Der Verein ehemaliger Heimkinder (VeH) lädt zur Kritik. Da gibt es, moderiert von der SPD-Politikerin Ingrid Matthäus-Maier, die Forderung nach pauschalen Zahlungen. Schließlich sei die Heimerziehung doch ein „Unrechtssystem“ gewesen. Es wird laut, manches geht in Beschimpfungen über. Eine etwa 60-jährige Frau berichtet von ihrem Schicksal, als neugeborene Tochter einer Prostituierten gleich ins Heim gekommen zu sein. Eine beklemmende Stimmung.

Monika Tschapek-Güntner, VeH-Vorsitzende, fordert 54.000 Euro für jedes noch lebende Heimkind oder eine monatliche Rente von 300 Euro; in anderen Ländern liege der vergleichbare Betrag höher. „Soll der Verein der ehemaligen Heimkinder diese Summe mal besorgen...“, meint Vollmer ruhig. „Fordern kann man viel.“ Der Verein habe nach ihrem Wissen wenige Mitglieder „und habe sich vielfach gespalten“. Rund 500 sind es. Sie wollen nun klagen.

http://www.domradio.de/aktuell/69956/leise-toene-und-lauter-krach.html
"Sklavenarbeit unter dem Deckmantel des Christentums"

Denn ein Großteil der Heime wurde von Kirchen organisiert. Sie hießen "Heim zum Guten Hirten" oder waren nach Heiligen oder Ordensgründern benannt. "Die alte Mönchsregel "Bete und Arbeite" erlebte eine perverse Renaissance in diesen konfessionellen Erziehungsheimen der jungen Bundesrepublik", schreibt "Spiegel"-Autor Peter Wensierski. Mit seinem Buch "Schläge im Namen des Herren", Interviews sowie umfangreichen Recherchen hatte Wensierski 2006 die Diskussion ins Rollen gebracht. Es bildeten sich Betroffenen-Gruppen, die sich dann an den Petitionsausschuss des Bundestages wandten. Er regte schließlich 2008 den Runden Tisch mit den Vertretern von Staat und Kirchen an.

http://www.n-tv.de/politik/Auf-meiner-Stirn-stand-Heimkind-article2146971.html
Heimkinder gehen auf die Barrikaden

Runder Tisch legt Abschlussbericht vor – Keine pauschalen Entschädigungen – Opfer reagieren wütend und enttäuscht

Die ehemaligen Heimkinder fühlen sich verraten und allein gelassen. So wie damals, als sie in der Obhut von Staat und Kirche geschlagen und gedemütigt wurden. Als Erzieher und Nonnen sie zum Arbeiten zwangen, misshandelten – und niemand hinschaute. Der Runde Tisch Heimerziehung hat zwei Jahre lang über das Schicksal dieser Menschen beraten. Nun sind die Ergebnisse da – und die Betroffenen sind außer sich vor Wut und Enttäuschung.

Die Stimme von Monika Tschapek-Güntner bricht noch heute, wenn sie über ihre Kindheit spricht. Kurz nach ihrer Geburt kam sie in ein katholisches Kinderheim in Lippstadt. Als uneheliches Kind wollte sie niemand haben. 17 Jahre ihres Lebens verbrachte sie dort. Schon als Kleinkind musste das Mädchen in dem Heim «Arbeitsdienste» übernehmen – putzen, in der Mangelstube aushelfen, sich um die noch kleineren Kinder kümmern. Schlimmer noch seien aber die Launen der Nonnen gewesen, erzählt die 54-Jährige. Jeden Abend mussten sich die Kleinen im Heim aufreihen, «und dann wurde kollektiv geprügelt». Mit Stöcken droschen die Nonnen auf sie ein. Das kleine Mädchen hatte damals keine Ahnung, wofür sie bestraft wurde. Aber die Angst, die hängt ihr bis heute nach.
Geld für Therapien

Die Leiterin des Runden Tisches, die frühere Bundestagsvizepräsidentin Antje Vollmer, sitzt in der Bundespressekonferenz und versichert, das Leid aller Opfer werde anerkannt. Pauschale Entschädigungen – wie sie die Opfer so vehement fordern – soll es trotzdem nicht geben. Dies wäre «nicht gerechtfertigt», so Vollmer.
Diejenigen, die damals im Heim aufwuchsen, sehen das anders. Einige von ihnen haben sich im Foyer der Bundespressekonferenz versammelt. Einer grauhaarigen Dame mit Krückstock stehen die Tränen in den Augen. «Erbärmlich» sei das Ergebnis, klagt sie, «wir werden zu Bittstellern gemacht».

Auch Tschapek-Güntner ist dort. Sie ist die Vorsitzende des Vereins ehemaliger Heimkinder und hat ein paar Meter weiter mit ihren Mitstreitern zur «Gegenpressekonferenz» geladen. «Erschrocken» sei sie über die Arbeit des Gremiums, schimpft sie. Aus dem 120-Millionen-Topf blieben für den Einzelnen gerade mal 2000 bis 4000 Euro. «Das ist wirklich beschämend», sagt sie, «hier versucht man, mit einer minimalen Entschädigung das Thema vom Tisch zu bekommen.»

Auch andere Betroffene erzählen bei der Gegenveranstaltung ihre eigene Geschichte, sprechen von «Folter», «Missbrauch» und «Sklaverei». Die Opfer seien beim Runden Tisch kaum zu Wort gekommen, klagen sie. Das Schicksal von DDR-Heimen und Kindern in Behindertenheimen sei zudem völlig ausgeklammert worden, die Geschehnisse in den 70er Jahren ebenso. Von Einzelfällen könne keine Rede sein. Die Heimerziehung damals sei ein ausgeklügeltes «Unrechtssystem» gewesen, ein regelrechtes «Kartell».

http://www.fnp.de/fnp/nachrichten/politik/heimkinder-gehen-auf-die-barrikaden_rmn01.c.8507022.de.html
http://www.pnp.de/nachrichten/artikel.php?cid=29-30523838&Ressort=pol&Ausgabe=a&RessLang=&BNR=0
14.12.2010 120 Millionen Euro für tausendfaches Leid
Diese Ergebnisse standen am Donnerstag und Freitag vergangener Woche noch auf der Kippe. An diesen beiden Tagen kamen die Mitglieder des runden Tischs, die alle zwei Monate ehrenamtlich getagt hatten, ein letztes Mal zusammen, um ihrem Abschlussbericht einen letzten Schliff zu geben. Vor der Sitzung sickerte durch, dass es vermutlich nur geringe Entschädigungssummen für die Opfer geben wird. Die ehemaligen Heimkinder hatten unter anderem für jeden Betroffenen eine pauschale Entschädigung von 300 Euro monatlich oder eine Einmalzahlung von 54.000 Euro gefordert. Das wollten Bund und Länder nicht mitmachen. Daraufhin blieben die drei Vertreter der Heimkinder den Gesprächen fern und protestierten damit gegen das Papier.

Ihre fehlende Unterschrift hätte zur Folge gehabt, dass der runde Tisch nahezu ergebnislos zu Ende gegangen wäre. Auf die ehemaligen Heimkinder sei deswegen starker Druck ausgeübt worden, kritisierte der Verein ehemaliger Heimkinder (VeH). "Es wurde gesagt: Wenn ihr den Bericht nicht annehmt, wird es gar nichts geben, für niemanden", sagte die VeH-Vorsitzende Monika Tschapek-Güntner. Der Verein veranstaltete am Montag eine Gegenveranstaltung zum runden Tisch. Der VeH fordert weiterhin eine pauschale Entschädigung. Die Opfervertreter am runden Tisch stimmten dem Bericht schließlich zu. 

http://www.taz.de/1/archiv/digitaz/artikel/?ressort=sw&dig=2010%2F12%2F14%2Fa0090&cHash=d35526f901
 „Bevollmerung“ am runden Tisch

120 Millionen Euro soll es für die Heimkinder geben: Antje Vollmer lobt das Verhandlungsergebnis120 Millionen Euro soll es für die Heimkinder geben: Antje Vollmer lobt das Verhandlungsergebnis

Frau Vollmer hebt hervor, dass Heimkinder, gerade weil die Bundesrepublik ein Rechtsstaat sei, ihre Entschädigungsansprüche auf rechtlichem Wege nicht mehr geltend machen könnten, da alles verjährt sei. Auch, rechtfertigt sie das Ergebnis der Verhandlungen, müssten in Deutschland Entschädigungen in einem angemessenen Verhältnis zu den Zahlungen an Opfer des Nationalsozialismus gesehen werden – etwa zu denjenigen an die Zwangsarbeiter, die zwischen 2500 und 7500 Euro erhalten hatten. In Zeiten, in denen die Parteien im Regierungsviertel um fünf Euro Hartz IV mehr streiten, habe man das „zur Zeit Menschenmögliche“ für die einstigen Heimkinder erreicht.

Auf turbulenten „Gegenpressekonferenz“ des Vereins Ehemaliger Heimkinder (VEH) wird wenig später freilich eine andere Rechnung aufgemacht: Wenn Banken vom Staat mit Milliardensummen gerettet würde, müsse für geschundene Heimkinder mehr abfallen als „Brosamen“. Vom VEH haben sich die Heimkinder, die am runden Tisch mitverhandelten, im vergangenen Jahr losgesagt, nachdem dieser Entschädigungen in Höhe von 25 Milliarden Euro gefordert hatte. Hätten sie dessen Forderung übernommen, hätten Bund, Kirchen und Länder sogleich den Verhandlungstisch verlassen. Die Heimkinder am runden Tisch waren zu diesem Schritt gezwungen. Doch der Bruch mit dem VEH hatte für sie einen hohen Preis: Im Internet und auf Versammlungen mussten sie sich für ihre ehrenamtliches Engagement seither aus den eigenen Reihen als Verräter beschimpfen lassen. Auch Antje Vollmer wird vom VEH angefeindet: Von „Bevollmerung“ am runden Tisch ist dort die Rede.
Aber nicht nur deshalb bezeichnet sie ihre Aufgabe am runden Tisch als die härteste ihres Lebens. Denn die abschließenden Verhandlungen drohten am Donnerstag für kurze Zeit in einem Eklat zu enden, als die Vertreter der Heimkinder den runden Tisch demonstrativ verließen und erst nach zähem Ringen zurückkehrten.

Zudem gleicht die Empfehlung, die der runde Tisch ausspricht, einem Kartenhaus, in dem jedes Element nur durch den Druck eines anderen gestützt ist. Sowohl Bund und Länder haben der Abschlusserklärung Protokollnotizen beigefügt, in denen sie zum Ausdruck bringen, dass die Einzahlung in den geplanten bundesweiten Fonds einzig von den Länderparlamenten und dem Bundestag beschlossen werden könne. Besonders an der Zahlungswilligkeit mancher von der Union regierten Länder, etwa Bayerns und Hessens, werden hinter vorgehaltener Hand Zweifel geäußert. Sollte auch nur ein Land nicht zustimmen, käme das ganze Gebäude ins Wanken. So hält der Bund etwa in seiner Protokollnotiz fest, dass man sich an einer Lösung nur beteilige, „wenn die anderen öffentlichen und freien Träger ihrer Verantwortung gerecht werden“.
http://www.faz.net/s/Rub594835B672714A1DB1A121534F010EE1/Doc~EAD02E77441F6470B836A9E5DF0AB31B2~ATpl~Ecommon~Scontent.html
Kein Frieden mit ehemaligen Heimkindern

Runder Tisch präsentiert Ergebnis. Auf einer „Gegenpressekonferenz“, protestieren Betroffene und nennen das Ergebnis des Gremiums eine „Unverschämtheit“.

Was Wiegand drinnen mit den Worten „besser den Spatz in der Hand als die Taube auf dem Dach“ beschreibt, ist für die Protestler draußen ein unter Druck zustande gekommener fauler Kompromiss. Die frühere SPD-Politikerin Ingrid Matthäus-Meier, die als Moderatorin der Protestler deren Zorn zu kanalisieren versucht, kritisiert vor allem, dass die Opfervertreter keinen juristischen Beistand mit an den Runden Tisch bringen durften und dass das Gremium die Begriffe Zwangsarbeit und systematisches Unrecht vermied, weil die Bundesrepublik nicht als Unrechtsstaat dastehen sollte. Es habe aber in der Heimerziehung rechtsfreie Räume gegeben, die den Unrechtstatbestand erfüllt hätten. 

http://www.tagesspiegel.de/politik/kein-frieden-mit-ehemaligen-heimkindern/3621786.html
TV-Beiträge hier:

Abschlußbericht des Runden Tisches Heimerziehung im TV / auf YouTube 
http://gewalt-im-jhh.over-blog.de/article-abschlu-bericht-des-runden-tisches-heimerziehung-im-tv-auf-youtube-62927126.html
